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ABV-Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMJV für ein Gesetz zur Umsetzung 

der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Un-

ternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung 

 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Unger, 

 

vielen Dank für den uns mit Schreiben vom 10. Juli 2025 übermittelten Entwurf des Referen-

tenentwurfes für ein Gesetz zur Umsetzung der der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 

vom 16. April 2025 geänderten Fassung (sogenannte Corporate Social Reporting Directive 

der EU bzw. CSRD in der Fassung der sogenannten Stop-the-Clock-Richtlinie vom 16. April 

2025). 

 

Zu diesem Referentenentwurf (im Folgenden: CSRD-UmsG-RefE) möchten wir gern als ABV 

namens der von uns vertretenen berufsständischen Versorgungseinrichtungen Stellung neh-

men. Die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e.V. (ABV) ist die 

Spitzenorganisation der 91 auf Landesrecht beruhenden öffentlich-rechtlichen Pflichtversor-

gungseinrichtungen der Angehörigen der verkammerten Freien Berufe (Ärzte, Apotheker, Ar-
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chitekten, Notare, Rechtsanwälte, Steuerberater bzw. Steuerbevollmächtigte, Tierärzte, Wirt-

schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer, Zahnärzte sowie Psychologische Psychotherapeuten 

und Ingenieure). Die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen (ABV 

e.V.) ist im Lobbyregister des Deutschen Bundestages unter der Registernummer: R001025 

registriert. 

 

Wir begrüßen, dass das BMJV mittels des CSRD-UmsG-RefE die verpflichtenden Inhalte der 

CSRD in deutsches Recht überführen, aber nicht darüber hinaus weitere Pflichten den Adres-

saten auferlegen möchte. Eine 1:1-Umsetzung ist angesichts des Umfangs und der Tiefe die-

ser Nachhaltigkeitsberichterstattungspflichten aus Sicht der berichtspflichtigen Adressaten 

sinnvoll und notwendig.  

 

Da die CSRD bis zum 31. Dezember 2025 in deutsches Recht umzusetzen ist und bereits, wie 

Sie schreiben, ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland an-

hängig ist, ist eine rasche Gesetzgebung insoweit vonnöten, jedoch sollte dabei angemessen 

auf die betroffenen Adressaten der neuen Berichtspflichten und ihre notwendigen Anpas-

sungsschritte an die neuen Regelungen Rücksicht genommen werden.  

 

Ausdrücklich befürworten wir zudem, dass mittels der CSRD und insoweit auch Ihres CSRD-

UmsG-RefE die nationalen Umsetzungsfristen für die jeweilige Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung um zwei Jahre jeweils für die drei verschiedenen Gruppen der Berichtspflichtigen ver-

schoben werden sollen.  

 

Die Vorschläge der EU-Kommission im sogenannten Substance Proposal, künftig ausschließ-

lich Unternehmen bzw. Berichtspflichtige mit mehr als 1.000 Beschäftigten im Jahresdurch-

schnitt als nachhaltigkeitsberichtspflichtig einzustufen, unterstützen wir nachdrücklich. Dieser 

Vorschlag zum Schwellenwert sollte unmittelbar nach seiner endgültigen Verabschiedung 

durch die EU-Gesetzgebungsorgane auch im deutschen Recht, sprich im HGB, verankert wer-

den, auch falls die CSRD-Richtlinie möglicherweise nicht fristgerecht bis zum 31. Dezember 

2025 umgesetzt werden kann. Das wäre eine erhebliche Entlastung von der Verpflichtung zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung für alle insoweit Betroffenen mit bis zu 1.000 Beschäftigten. 

Wir möchten insoweit anregen zu prüfen, ob diese von der EU-Kommission vorgeschlagene 

Schwelle für die Berichterstattungspflicht bereits im laufenden vom BMJV angestoßenen Ge-

setzgebungsverfahren berücksichtigt werden könnte.  
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Über die Fortsetzung des stets sehr guten, konstruktiven Dialogs insoweit würden wir uns sehr 

freuen. Gerne stehen wir Ihnen im Falle von Rückfragen zur Verfügung. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

  

Peter Hartmann                Carsten Rothbart 

 


